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Vorwort 

Die Anregung zu der hier vorgelegten Studie gab mein verehrter 
Lehrer, Herr Prof.  Dr. Dr. h. c. Fritz Neumark. Sein Urteil, seine 
Kr i t ik , aber auch seine Geduld, haben mi r über viele Schwierigkeiten 
hinweggeholfen. Ihm vor allem gebührt mein aufrichtiger  Dank. Für 
viele wertvolle kritische Hinweise bin ich gleichfalls Herrn Prof.  Dr. 
Richard Herzog und Herrn Prof.  Dr. Horst Jecht dankbar, dessen An-
regungen mich zu einer Auseinandersetzung mi t den grundsätzlichen 
Fragen der Zweckbindung öffentlicher  Einnahmen bewogen haben. 
Ebenso b in ich Herrn Priv.-Doz. Dr. Herbert Geyer für K r i t i k und 
Anregung, insbesondere bei der mathematischen Formulierung im 
zweiten Tei l dieser Studie, verbunden. Einige Argumente zur Recht-
fertigung und Zweckbindung von Kraftverkehrsabgaben  gehen auf eine 
kleine Untersuchung von mir zurück, die unter dem Titel „Zur Proble-
matik der Zweckbindung von Kraftverkehrsabgaben  und ihre Erhe-
bung nach dem Prinzip der Eigenwirtschaftlichkeit"  im Jahre 1960 vom 
Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung,  München, als Manuskript ver-
vielfält igt wurde. 

Die Studie wurde im Sommer 1961 abgeschlossen. 

München, im Mai 1962 
Hans Fecher 
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Einleitung und Problemstellung 

Seit mehr als drei Jahrzehnten ist das Problem der Bindung öffent-
licher Einnahmen an bestimmte Staatsausgaben aus der finanztheore-
tischen Diskussion fast verschwunden. Anerkannt blieb die Auffassung, 
Zweckbindung sei eine formal-budgetäre  Kategorie, bedinge keinen 
sachlichen Zusammenhang zwischen Einnahme- und Ausgabezweck und 
übe daher keinen Einfluß auf die Gestaltung der ihr zugrunde liegen-
den Einnahme aus. So wurde das Zweckbindungsproblem, nachdem die 
Reste der alten Fonds w i r tschaft nahezu völ l ig aus dem „ordentlichen" 
Teil des Staatshaushalts beseitigt waren, namentlich in Hinsicht auf 
Budgetrecht und -kontrolle betrachtet. Wie sehr der Schein einer Über-
einstimmung der Ansichten zum Nonaffektationsgrundsatz  trog, zeigte 
sich, als man sich auf die Versuche äquivalenztheoretischer Begrün-
dung der Kraftverkehrsabgaben  besann. Anlaß war die Schwierigkeit, 
den Straßenbau so zu fördern,  daß er ohne wesentlich stärkere Regle-
mentierung des Kraftverkehrs  dessen Sicherheit und Funktionsfähig-
keit gewährleistete. Die Auseinandersetzungen über Maßnahmen zur 
Beseitigung des Straßenengpasses waren weitläufig und wurden vom 
Gruppeninteresse mitgeprägt. Sie haben seit Beginn nicht an Aktual i -
tät verloren, obgleich Zweckbindung der Mineralölsteuererträge und 
konjunkturelle Entwicklung beschwichtigten. 

Aus diesen Diskussionen über die Möglichkeiten, den Straßenbau der 
Ausdehnung des Kraftverkehrs  anzupassen, lassen sich zwei für die 
Zweckbindung der Kraftverkehrsabgaben  relevante Thesen erkennen: 
Die eine behauptet, das Straßenfinanzierungsproblem  sei durch Bin-
dung der Erträge aus den öffentlichen  Abgaben des Kraftverkehrs  an die 
Staatsausgaben im Straßenwesen zu lösen. Die Antithese stützt sich auf 
den Nonaffektationsgrundsatz.  Überdies meinen die Gegner der Zweck-
bindung, jede Spezialisierung öffentlicher  Einnahmen sei einer kon-
junkturpolitischen Ausrichtung der staatlichen Akt iv i tä t hinderlich. 

Aber sowohl die erste wie die zweite These scheint trotz ihrer Ver-
breitung wesentliche Unklarheiten zu enthalten. Sie verbergen Ab-
sichten und Ansichten, die einesteils nicht exakt voneinander abge-
grenzt sind, andernteils auf unvollständigen Schlußfolgerungen be-
ruhen. Die Zweckbindungsthese impliziert einen sachlichen, außer-
budgetären Zusammenhang von Ausgabe und Einnahme, wo sie nicht 
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bloß ein politisches Mißtrauen zum Ausdruck bringt. Sie zeigt damit 
eine A r t deterministischer Auffassung  und enthält im Grunde die An-
wendung der preistheoretischen Konzeption auf einen Teilbereich der 
öffentlichen  Wirtschaft:  Denn dessen Leistungen werden mi t der Ent-
wicklung des Kraftverkehrs  zu einem immer geringer werdenden An-
tei l „passiv konsumiert", und die Besteuerung des Kraftverkehrs 
stellt — pointiert — einen Ersatz für Preisforderungen  dar1. Wäre also 
der außerbudgetäre Zusammenhang von Einnahme und Ausgabe vol l-
kommen, so wäre das Straßenwesen eine „sich selbst tragende Ein-
richtung". 

Die Antithese orientiert sich ausschließlich an haushaltrechtlichen 
Normen und bekämpft die Zweckbindung, indem sie dem Nonaifekta-
tionsgrundsatz Dominanz zuspricht, ohne indessen die erste These ein-
gehend zu untersuchen. 

Aus diesen (grob gezeichneten) Andeutungen geht die Problemstel-
lung bereits hervor. Um den Einfluß der Zweckbindung auf die Gestal-
tung spezifischer Einnahmen und Ausgaben zu untersuchen, ist es an-
gezeigt, zunächst den Nonaffektationsgrundsatz  zu betrachten, seine 
materiellen Auswirkungen festzustellen und zu fragen, ob es öffent-
liche Zwangsabgaben gibt, die in ihrer Begründung bereits eine Durch-
brechung des Zweckbindungsverbots enthalten. Gibt es solche Ab-
gaben, so sind die Bedingungen ihrer Ausgestaltung zu ermitteln, die 
erfüllt  sein müssen, damit die mi t der Abgabeerhebung verbundene 
Absicht des Gesetzgebers verwirkl icht wird. Auf der Grundlage dieser 
überwiegend indukt iv gewonnenen Überlegungen w i rd die öffentliche 
Belastung des Kraftverkehrs  geprüft.  Somit sind zwei verschiedene 
Aspekte der folgenden Darstellung ersichtlich: Zunächst dient die An-
wendung der Kraftverkehrsabgaben  auf die Aussagen des allgemeinen 
Teils als dessen Il lustration und Überprüfung.  Sodann lassen sich für 
die Zweckbindung der Kraftverkehrsabgaben  — freilich unter über-
wiegend finanztheoretischen Aspekten — bestimmte Bedingungen for-
mulieren, die eine sinnvolle Anwendung dieses Instituts zulassen. Das 
Hauptgewicht der Fragestellung liegt mi th in auf dem Gebiet der 
Finanztheorie; verkehrswissenschaftliche  Überlegungen gelten als 
Daten für finanztheoretische Folgerungen. Daß innerhalb der folgenden 
Ausführungen das aktuelle Konkurrenzproblem Schiene-Straße nur 
angedeutet wird, beruht auf bewußter Vernachlässigung, da es einer-
seits kein essentiell finanzwissenschaftliches  Erkenntnisobjekt darstellt, 

1 Vgl. Margit  Cassel:  Die Gemeinwirtschaft.  Ihre Stellung und Notwendig-
kei t i n der Tauschwirtschaft,  Leipzig und Erlangen 1925, S. 57, 89 f.; s.a. 
J. M. Clark: The Economics of Overhead Costs, Chicago 1923, S. 312 ff. 
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andererseits ein bestimmtes Werturtei l enthält, dessen Behandlung 
die Grenzen dieser Untersuchung überschritte. Auch das Finanzierungs-
problem, welches dadurch entsteht, daß die Träger der Straßenbaulast 
nicht zugleich Träger der Ertragshoheit der Kraftverkehrsabgaben  sind, 
w i rd nicht explizit behandelt, sondern nur dann erwähnt, wenn an ihm 
die Verwirkl ichung bestimmter Belastungs- und Verausgabungsprinzi-
pien scheitert. 


